Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die 
Dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen erfolgreich 
abgeschlossen werden kann. Er unterstreicht das von allen 
Fraktionen wiederholt bekundete Interesse an einem konstruk- 
tiven und ausgewogenen Ergebnis. 

Im Hinblick auf die starke Abhängigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland von Rohstoff-Einfuhren und auf die jahrelangen 
Anstrengungen der deutschen Wissenschaft und Wirtschaft zur 
Erarbeitung von Technologien des Meeresbodenbergbaus geht 
der Deutsche Bundestag davon aus, daß die Regelungen des 
Meeresboden-Regimes - auch eventueller Teilkonventionen - 
den folgenden Grundsätzen entsprechen: 

1. Die Sicherung eines dauerhaften Zugangs ohne Diskriminie- 
rung zu den Meeresbodenschätzen ist allen interessierten 
Nationen zu gewähren. 

2. Eine institutioneile Kontrolle des Meeresbodenbergbaus 
darf nicht zu dirigistischer, bürokratischer oder im Ergebnis 
monopolistischer Ausrichtung des Meeresboden-Regimes 
führen. Sie darf sich weder zu Lasten der Verbraucherstaaten 
auswirken noch den Zufluß moderner Technologien in die 
Erzeugerstaaten behindern. 

3. Insbesondere dürfen Maßnahmen einer Meeresbodenberg- 
baubehörde oder anderer Kontrollinstanzen zur Gestaltung 
von Fördermengen und Preisen nicht zu unzumutbaren Nach- 
teilen für die Verbraucherländer - seien es Entwicklungs- 
oder Industrieländer - führen. 

4. Angesichts der langen Vorlaufzeiten für Investitionen in 
den Meeresbodenbergbau besteht ein allgemeines Interesse 
an definitiven Entscheidungen, damit eine schnelle Erschlie- 
ßung der marinen Rohstofflagerstätten möglich wird. 
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5. Weder der Bundesrepublik Deutschland noch den anderen 
Teilnehmerstaaten sind Lösungen zuzumuten, bei denen die 
finanziellen Lasten nicht in einem angemessenen Verhältnis 
zum volkswirtschaftlichen Nutzen stehen. 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die feste Haltung, mit der 
die deutsche Delegation im Sinne dieser Grundsätze verhandelt. 

Er fordert die Bundesregierung auf, 

— so bald wie möglich über die Ergebnisse der 6. Tagung der 
Dritten Seerechtskonferenz zu berichten, 

— sich unverändert nachhaltig um eine Abstimmung der Mee- 
resbodenbergbaupolitik der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft zu bemühen. 

Sollten die bezüglich der Gestaltung des Meeresbodenregimes 
aufgetretenen Schwierigkeiten nicht zu beheben sein, so wird 
der Deutsche Bundestag unverzüglich prüfen, ob - auf der Basis 
der Gegenseitigkeit - Alternativ- oder Interimslösungen getrof- 
fen werden müssen, wie sie in einigen Staaten bereits erwogen 
werden. Die kontinuierliche Weiterentwicklung der Techno- 
logie des Tiefseebergbaus durch deutsche Unternehmen und die 
dazu bereits getätigten Investitionen sind zu sichern. 


Bonn, den 22. Juni 1977 


Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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